Montag, 21. Januar. 


* 3. 


1867. — 4. Jahrgang. 


Die Verfaſſung. 


Wochenblatt für das Volk. 


— 
Erſcheint jeden Montag früh. Preis vierteljährlich bei allen Preuß. Poſtanſtalten 4½ Sgr., bei den außerpreußiſchen Poſtanftalter 


734 Sgr., in Berlin bei allen Zeitungs ⸗Spediteuren incl. Botenlohn 6 Sgr., in der Expedition, Taubenſtr. 27, 4½ Sgr. 
= die Zeile 2 Sgr. 


In ſerate 


Das Herrenhaus und ſeine Zuſammenſetzung. 


Zu den weſentlichſten Punkten des Programms, wel⸗ 
ches die liberale Partei vor ſieben Jahren aufgeſtellt 
at, und an welchem ſie bis jetzt im Großen und Gan⸗ 
zen feſtgehalten hat, gehörte. auch die Reform des 
Herrenhauſes. Bekanntlich verſuchte das Miniſterium 
der neueſten Aera eine Reform deſſelben dadurch anzu⸗ 
bahnen, daß es die Verordnung, durch welche die Ver⸗ 
tretung des alten und befeſtigten Grundbeſitzes im 
Herrenhauſe geregelt wird, abänderte; ehe jedoch dieſe 
Neuerung einen weſentlichen Einfluß auf die Zuſammen⸗ 
ſetzung des Herrenhauſes außüben konnte, ſtellte das 
jetzige Miniſterium im Jahre 1865 die alte Verordnung 
wieder her, und zwar wurde dabei erklärt, daß damit 
die dem Könige 1 Befugniß zur Bildung 
des Herrenhauſes abgeſchloſſen ſei, ſo daß eine 
Aenderung künftighin nicht mehr durch königliche Ver⸗ 
ordnung, ſondern nur noch auf dem Wege der ver⸗ 
faſſungsmäßigen Geſetzgebung geſchehen könne. 
Allgemein mußte man damals annehmen, daß dieſe 
Beſtimmung im Intereſſe der hochkonſervativen Majo- 
rität des Herrenhauſes getroffen ſei, um damit allen 
möglichen Reformverſuchen künftiger liberaler Miniſterien 
einen Riegel vorzuſchieben. Es blieb allerdings der Re⸗ 
gierung immer noch das Mittel, die Maſorität des 
Herrenhauses durch Berufung einer großen Anzahl von 
Mitgliedern auf Grund königlichen Vertrauens, durch 
einen forenannten Pairsſchub, zu ändern, aber ein ſolches 
Mittel, im großen Maßſtabe angewendet, hat ſtets etwas 
gewaltſames, und wird nur in den allerdringendſten Aus⸗ 
nahmefällen angewendet werden können. Von dieſem 
Geſichtspunkt aus ſah man in dieſer Beſtimmung, weil 
eine Zuſtimmung des Herrenhauſes zu einer weſentlichen 
Aenderung feiner Zufammenſetzung, und beſonders zu 
einer Aenderung des Prinzips, nach welchem es zuſam⸗ 
mengeſetzt iſt, nicht zu erwarten war, ein Hinderniß 
für die ruhige Herbeiführung einer Reform des Herren⸗ 
hauſes und fen eine Vertagung der Erfüllung eines 
dringenden Wunſches des ganzen Volkes in's Unbe⸗ 
ſtimmte. 


Wenn wir nun aber annehmen, daß dieſe Beftim- 
mung auf den Wunſch derjenigen getroffen worden iſt, 
welche das Herrenhaus ſo erhalten wollen wie es iſt, ſo 
hat die Geſchichte wieder einmal recht deutlich gezeigt, 
wie alle folhe Vorſichtsmaßregeln, eine Inſtitution gegen 
den Fortſchritt der Zeit abzuſperren, ganz nutzlos ſind, 
ja wie ſich ſogar das, was man auf recht kluge 
Weiſe zur Sicherung der alten Inſtitution zu thun ge⸗ 
dachte, ſchließlich als der Keil erweiſt, durch welchen dieſe 
Inſtitution geſprengt wird. 

Seit jener Verordnung haben große Ereigniſſe ſtatt⸗ 
gefunden; ein Königreich, ein Kurfürſtenthum, zwei 
Herzogthümer und eine freie Reichsſtadt ſind der preußi⸗ 
ſchen Monarchie einverleibt worden, und die Bewohner 
derſelben erwarten ihre Vertretung in den Häuſern des 
preußiſchen Landtags. Dieſe Vertretung, ſo ſelbſtver⸗ 
ſtändlich ſie auch mit dem Inslebentreten der preußiſchen 
Verfaſſung in jenen Ländern eintreten muß, konnte für 


das Abgeordnetenhaus nur, wie dies geſchehen iſt, durch 


eine Verfaſſungsänderung angeordnet werden, da in Art. 
69 der Verfaſſung die Zahl der Mitglieder des Abgeord⸗ 
netenhauſes feſtgeſtellt iſt. Die Vermehrung des Herren⸗ 
hauſes, welche, wenn die alten und neuer Provinzen 
gleichmäßig vertreten ſein ſollen, nach demſelben Prinzip 
hätte erfolgen müſſen, nach welchem das Haus jetzt zu⸗ 
ſammengeſetzt iſt, würde, wenn nicht im November 1865 
die Bildung des Herrenhauſes als geſetzlich abgeſchloſſen 
erklärt worden wäre, einfach durch königliche Verordnung 
haben erfolgen können, und es würden ſomit die Wünſche 
derjenigen Perſonen, welche die Erhaltung des Herren⸗ 
hauſes nach den jetzigen Prinzipien für nothwendig hal⸗ 
ten, leicht zu erfüllen geweſen ſein. Aber einen ſolchen 
Schritt Seitens der Regierung verhindert eben die Ver⸗ 
ordnung vom 10. November 1865. Es kann eine Ver⸗ 
mehrung des Herrenhauſes, reſp. eine Veränderung ſeiner 
Zuſammenſetzung außer durch Berufung einer Anzahl 
von Mitgliedern auf Grund königlichen Vertrauens nur 
durch ein verfaſſungsmäßig zu Stande gekommenes 
Geſetz erfolgen, d. h. durch ein Geſetz, welches die Zu⸗ 
ſtimmung aller drei Faktoren der Geſetzgebung erlangt 
hat. Es hat ſich in Folge deſſen die Sache ſo geſtellt, 


daß entweder die Zuſammenſetzung des Herrenhaufed in 
der Weiſe alterirt wird, daß daſſelbe nicht mehr in ſei⸗ 
nem ganzen Zuſammenhange nach den früheren Prin⸗ 
zipien gebildet, d. h. nicht mehr gleichmäßig zuſammen⸗ 
geſetzt iſt, oder daß ein neues Geſetz über die Bildung 
des Herrenhauſetz zu Stande gebracht werden muß, wenn 
man ein prinzipiell gleichmäßig zuſammengeſetztes Herren⸗ 
haus erhalten will. 

Es liegt nun auf der Hand, daß letzteres im Intereſſe 
des Landeswohles höchſt wünſchenswerth iſt, und ſo wird 
die geſammte Volksvertretung wahrſcheinlich ſehr bald 
Gelegenheit haben, ihre Anſicht über die Art und Weiſe 
auszuſprechen, wie das Herrenhaus den Anforderungen 
unſerer Zeit entſprechend zuſammengeſetzt ſein ſoll. Daß 
zwiſchen den gewählten Roifsvertretenn und den jetzigen 
Mitgliedern des Herrenhauſes ſehr leicht eine Verein⸗ 
barung über die für die Bildung des Herrenhauſes maß⸗ 
gebenden Grundſätze eintreten wird, läßt ſich bei den 
jetzt ſehr weit auseinandergehenden Anſichten in dieſer 
Beziehung ſehr ſchwer erwarten, nichts deſto weniger 
aver ‘hoffen wir nach den in neuester Bétr gemahren 
Erfahrungen bei Berathung der Geſetze über die Wahlen 
zum Parlament, über die Aufhebung der Zinsbeſchränkung 
und über die Vermehrung der Zahl der Abgeordneten 
doch, daß die öffentliche Meinung, welche ſich in dieſer 
Frage ſo oft und ſo deutlich kundgegeben hat, allmählig 
einen ſo ſtarken Druck ausüben wird, daß die Nothwen⸗ 
digkeit eines neuen Geſetzes über die Bildung des Herren⸗ 
hauses zu einer Löſung dieſer Frage führen wird, welche 
den Wünſchen des Volkes entſprechen wird. , 

So wird auch dieſer Vorgang den Beweis liefern, 
daß ſich das Licht und der Fortſchritt trotz aller 
Hinderniſſe Bahn bricht. 


Politiſche Wochenſchau. 

Preußen. Das Abgeordnetenhaus hat in der vori⸗ 
gen Woche 4 Sitzungen gehalten. Am Dienſtag interpellirte 
der Abg. Tweſten zuerſt die Minifter wegen der Verhaf⸗ 
tung des Kaufmann Sonntag in Hannover. Der 
Juſtizminiſter antwortete, daß S. der Mittelpunkt der welfi⸗ 
ſchen Agitation geweſen ſei; die gerichtliche Unterſuchung ſei 
eingeleitet, und möge man deren Reſultat abwarten. — Die 
vorgelegte Ueberſicht der Ergebniſſe des Betriebes der preu- 
ßiſchen Staatseiſenbahnen fand allſeitige Anerkennung. — 
Die Wahlen der Abgg. Landrath Schulz und Landrath 
v. Degen wurden für ungültig erklärt, und ii wur⸗ 
den ſämmtliche Wahlmännerwahlen des Bezirks für ungültig 
erklärt. 

Mittwoch wurde der Geſetz- Entwurf über die definitive 
Untervertheilung und Erhebung der Koſten der 
Grundſteuer⸗Veranlagung in den ſechs öſttichen Pro⸗ 
vinzen angenommen; die Geſetzvorlage wegen Ermäßigung 
des Portos (bis 20 Meilen 1 Sgr., über 20 Meilen 2 Sgr.) 
wurde mit der Modification augenommen, daß der Zuſchlag 
von 1 Sgr. für unfrankirte Briefe nicht wie die Regierung 
verlangt, ſchon bei Entfernung von 5 Meilen, ſondern erſt 
bei 10 Meilen erhoben werden ſoll. Da die Regierung dieſer 
Aenderung nicht zuſtimmte, ſo wird in dieſem Jahre noch 
keine Ermäßigung des Poıtos eintreten. — 
Anſicht, daß, wenn ein unfrankirter Brief überhaupt theurer 
ſein ſoll als ein frankirter, — und wir finden dies gerechtfertigt, 


Wir ſind der 


da derſelbe mehr Arbeit in der Erpedition macht, — ſo muß 
der Zuſchlag für alle unfrankirten Briefe erhoben werden. 
— Der Geſetz⸗Entwurf, betreffend die den gemeinnützigen 
Baugeſellſchaften zu bewilligende Sportel- und Stempelfrei⸗ 
heit wurde ohne Discuſſion angenommen. 

Am Donnerſtag gab der vom Abg. Paur beantragte 
Geſetzentwurf, betreffend die Zahlung von Diäten und 
Reiſekoſten an die preußiſchen Abgeordneten zum 
norddeutſchen Parlament, Anlaß zu lebhafter Diekuſ⸗ 
ſion. Die Regierung erklärte ſich auf das beſtimmteſte da⸗ 
gegen. Von Seiten der Redner der konſervativen Partei 
wurde hervorgehoben, wie durch die Nichtzahlung von Diäten 
eine wünſchenswerthe Verminderung der Zahl der Beamten in 
der Volksvertretung eintreten werde. 

Von Seiten der liberalen Partei wurde die Nothwendig⸗ 
keit der Diätenzahlung hervorgehoben, um Jedem den Ein⸗ 
tritt in das norddeutſche Parlament zu ermöglichen, den das 
Volk für würdig erachte, ſeine Intereſſen zu vertreten. Sehr 
richtig hob Löwe Calbe hervor, daß man, um konſequent zu 
fein, dann auch einen Cenſus für den Beſuch der Gymnaſien und 
Umverſitäten einführen müſſe. Der Geſetz⸗ Entwurf wurde vom 
Abgeordnetenhauſe mit 178 gegen 106 Stimmen angenommen. 
= Wie. wir. nernehmen., würd, de. nie Beojerung, A, yoga. 
dieſen Geſetz⸗Eutwurf erklärt hat, in dieſen Tagen ein Auf⸗ 
ruf erſcheinen zur Anſammlung eines Fonds, aus welchem 
den Mitgliedern des Parlaments Reiſekoſten und Diäten ge⸗ 
zahlt werden follen. 

In dem übrigen Theil der Sitzung und in der Sitzung 
am Freitag beſchaͤftigte ſich das Haus mit dem Antrage des 
Abg. Lasker auf Aufhebung der Zinsbeſchränkung für den 
Hypothekenverkehr. Die Regierung erklärte ihre Ueberein⸗ 
ſtimmung mit dem vorgelegten Geſetz⸗ Entwurf, für den Fall, 
daß die Beſtimmung aufgenommen werde, dem Schuldner 
ſtehe das Recht zu, Hypotheken ⸗Kapitalien, für welche mehr 
als 6 Proz. Zinſen bedungen find, mit ſechs monatlicher Kün⸗ 
digungefrilt jeder Zeit zurückzuzahlen. Die Kammer ſtimmte 
dem Geſetz⸗Entwurf bei, und da die Regierung die Hoffnung 
ausſprach, dem Geſetzentwurfe auch im andern Hauſe die 
Zuſtimmung zu verſchaffen, ſo wird wohl nächſtens auch dieſe 
letzte Schranke des Geldverkehrs fallen. Das Haus erklärte 
darauf die Beanſtandung der Wahlen der Abgeordneten v. 
Hippel und v. Brandt. — Eine dem Haufe verliegende 
Petition auf Aufhebung der Schuldhaft gab zu einer lebhaften 
Debarte Veranlaſſung, welche in dieſer Sitzung nicht zu Ende 
geführt wurde. 

Das Herrenhaus hat in der vergangenen Woche drei 
Sitzungen gehalten. Die beiden erſten wurden ausgefüllt 
mit den Debatten über das Geſſtz betreffend die Abänderung 
des Art. 69 der Verfaſſung (Vermehrung der Zahl der 
Abgeordneten). Es hatte Anfangs den Anſchein, als ob 
das Herrenhaus dieſes Geſetz verwerfen würde, weil nicht 
gleichzeitig eine Vermehrung der Herrenhausmitglieder ausge⸗ 
ſprochen ſei, aber nachdem die Miniſter wiederholt auf die 
Nottzwendigkeit der Annahme des Geſetzes bingewieſen hatten, 
wurde ſchließlich daſſelbe unverändert mit 64 gegen 28 Stim- 
men angenommen. — Das Invalidengeſetz uud einige 
andere Geſetze wurden unverändert in der Faſſung, wie ſie 
aus dem Abgeordnetenhauſe hervorgegangen, genehmigt. — 
Die Regierunz hat dem Haufe einen Geſetzentwurf vorgelegt, 
betreffend die Aufhebung des Einzugsgeldes als Com⸗ 
munal⸗Abgabe, welche zur Z it noch in den Städten zum 
Nachtheil der ländlichen Gemeinden beſteht. Es wird danach 
die letzte Schranke fallen, welche noch in den öſtlichen Pro- 
vinzen gegen die Freizügigkeit vorhanden iſt. 

Es iſt jetzt der Staatshaushalt für Hannover 


— 


ublizirt. Derſelbe iſt in Einnahme auf 22,589,700 Thaler 

120 ie Aus ar auf 22,589,700 Thaler, (nämlich 22,417,700 
Thaler an fortdauernden und 172,000 Thaler an einmaligen 
und außerordentlichen Ausgaben), vorbehaltlich der nachträg⸗ 
lichen Zuſtimmung der beiden Häuſer des Landtages für die 
Zeit vom 1. Oktober bis 31. Dezember dieſes Jahres feſtge · 
ſtellt. — In demfelben find für Zwecke der Militärverwal- 
tung nur 4,233,240 Thlr. augeſetzt, alſo nicht ganz 20 Proz. 
der Ausgaben, ein Verhältniß, welches ganz bedeutend gün⸗ 
ſtiger iſt, als in den alten Provinzen. Wie es heißt, ſchlie⸗ 
ßen auch die Etats für Naſſau, Frankfurt a. M. und Kur 
heſſen ohne Defizit ab . . 

Die Wahlbewegung iſt in ftetem Steigen. Die Re⸗ 
gierungspartei iſt ſehr thätig, für ihre Kandidalen zu wirken, 
und wenn dieſelben theilweiſe gleichſam amtlich empfohlen 
werden, ſo mag man dies allerdings vom Standpunkte der 
freien Wahlbewegung aus mißbilligen, aber wir hoffen, daß 
die auf dieſe Weiſe vermehrte Theilnahme an den Wahlen 
als ſchließliches Refultat den Sieg der liberalen Partei zur 
Folge haben wird. Wir gedenken dabei der Worte eines her- 
vorragenden Führers der conſervativen Partei in Bezug auf 
die Wirkung der Flugblätter feiner Partei. Ich vertheile 
kein einziges, ſagte er, „denn wenn die Leute erſt an⸗ 
fangen zu leſen, ſo ſind ſie für uns verloren.“ 

Der Redacteur dieſes Blattes iſt am 18. d. M. wegen 
des in der confiecirten Nr. 42 vom vorigen Jahre euthaltenen 
Leitartikels: „Am Königswort ſoll man nicht drehn und 
deuteln“, zu 14 Tagen Gefängniß wegen Miniſterbeleidigung 
verurtheilt. Hoffentlich wird in zweiter Inſtanz Freiſprechung 
erfolgen. 

a Frankreich. Man ſpricht wieder viel von Reformen im 
liberalen Sinne, die bevorſtehen ſollen. Wann aber der 
Zeitpunkt iſt, wo fie in's Leben treten, davon ſchweigt man. 

Italien. Die Finanzen des Königreichs bieten augen⸗ 
blicklich kein erfreuliches Bild; das Defizit für das Jahr 1867 
iſt auf etwa 50 Millionen Thaler veranſchlagt, und der 
Finanzminiſter hofft, daß dom Jahre 1880 an gar kein 
Defizit mehr vorhanden ſein werde. Das ſind noch 14 Jahre, 
in denen ſich die Staatsſchuld natürlich ſehr bedeutend ver⸗ 
tößern muß. 

a ae Das Land ift ruhig, d. h. bis zur nächſten 
Revolution. 


Neueſte Nachrichten. 

Brüffel, Sonnabend 19. Januar. In der heutigen 
Sitzung der Repräſentantenkammer wurde mit 55 gegen 43 
Stimmen die Beibehaltung der Todesſtrafe beſchloſſen. Der 
Miniſter des Innern und der Miniſter für öffentliche Are 
beiten ſtimmten dafür. 

Madrid, Sonnabend 19. Januar. Durch königl. Dekret 
vom 17. d. wird Tennorio de Caſtilla an Stelle Villanue⸗ 


vas zum Geſandten bei dem preußiſchen und ſächſiſchen Hofe 


ernannt. 


Aus Berlin. 

— Aus dem Berliner Vereinsleben. Je näher 
der Wahltermin heranrückt, deſto mehr konzentrirt ſich natur⸗ 
gemäß die Thätigkeit der Berliner Vereine auf die Wahl- 
vorbereitungen, die denn auch in der vergangenen Woche 
die Tagesordnung faſt ſämmtlicher Bezirksvereine und der von 
denſelben aurgegangenen Verſammlung ausfüllte. Ein Be⸗ 
zirksverein, der den 31. Stadtbezirk umfaßt, beſchäftigte ſich 
am Montag mit einer andern zeitgemäßen Frage, mit der 
Hypothekenkalamität, über welche Dr. Born einen bei⸗ 
fällig aufgenommenen Vortrag hielt. Der im Abgeordneten⸗ 


hauſe angenommene Geſetzentwurf wird vielleicht eine der 
ee dieſer Kalamität beſeitigen. 

m Sonnabend fand eine e von Vertrauens⸗ 
männern des benachbarten Niederbarnimer Kreiſes im Schü⸗ 
tzenhauſe ſtatt, in welcher der Abg. Duncker mit ſehr bedeu⸗ 
tender Majorität zum Kandidaten proklamirt wurde. 

Die Organiſalion der Berliner Wahlbezirke ift bedeutend 
vorgeſchritten. Am Sonntag (13. Januar) wurde von den 
Wählern der Stadtbezirke 9 — 13 (Alt⸗Kölln) die Wahl der 
Vertrauensmänner vollzogen und denſelben aufgetragen, die 
Wahl des I. Reichstagswahlbezirks auf entſchieden demokra · 
tiſche Männer zu lenken. 

Am Dienstag leitete der Abg. Loewe⸗Calbe die Ver⸗ 
trauensmännerwahl der Stadtbezirke 23—28 und 36 mit 
einem Vortrag über die Wahlen ein, der den rauſchendſten 
Beifall der zahlreich verſammelten Wähler erntete. Er führte 
aus, daß es zunächſt die Aufgabe des Norddeutſchen Parla- 
ments ſein würde, ganz Deutſchland in den Bund hineinzu⸗ 
ziehen. Wenn aber dies nicht zu erreichen ſei, dann dürfte 
doch auf keinen Fall eines der bisherigen Volksrechte auf⸗ 
gegeben werden. In entſchiedener Weiſe erklärte ih Loewe 
gegen ein Normalbudget. Nach dieſem Vortrage wurde auch 
hier die Wahl der Vertrauensmänner vollzogen. 

Am Donnerftag verſammelten ſich die für den 1. Reichs⸗ 
wahlbezirk gewählten Vertrauensmänner der Stadtbezirke 
1-30 in der Friedrichſtädtiſchen Halle unter dem Vorſitze des 
Dr. Straßmann und bildeten aus dem Vorſtande ein 
„Komite“ für die Wahlorganiſation. Faſt alle 300 Ver⸗ 
trauensmänner waren anweſend und erhielten folgende 10. 
vorgeſchlagene Candidaten eine ſehr große Unterſtützung: 
Dr. Löwe⸗Calbe, Frhr. v. Hoverbeck, Stadtrath Runge, 
Johann Jacoby, Waldeck, Stadtrichter Hierſemenzel, 
Stadtverordneten ⸗Vorſteher Kochhann, Moritz Wiggers 
und Aſſeſſor Las ker. In der nächſten Verſammlung, wo 
die Antworten der Candidaten erwartet werden, ſoll die Eini⸗ 
gung über zwei oder drei Candidaten erfolgen, die der allge⸗ 
meinen Wählerverſammlung vorgeſchlagen werden ſollen. 
Moritz Wiggers hat die Candidatur in dieſem Bezirk abge⸗ 
lehnt, da er bereits für den fünften berliner Wahlbezirk zu⸗ 
geſagt habe. An demſelben Abend wurde in Sommer's 
Salon von einer conſervativen Wählerverſammlung als Can⸗ 
didat des erſten Reichstagswahlbezirks der Kriegsminiſter v. 
Roon proclamirt. Eine Anzahl von Vertrauensmännern des 
zweiten Wahlbezirks einigte ſich am Montag bereits über 
die ausſchließliche Candidatur Waldecks für den zweiten Reichs⸗ 
wahlbezirk und beauftragte ein engeres Comite mit der Ein⸗ 
berufung einer allgemeinen Wählerverſammlung. " 

Eine ſolche hat im dritten Wahlbezirk bereits am Dien- 
ſtag Abend im neuen Geſellſchaftshauſe, Kottbuſſerſtraße Nr. 1 
jtattgetunden, die von mehr als 1000 Wählern beſucht war. 
In dieſer wurden die Candidaturen von Wiggers, Runge 
und Jacoby aufgeſtellt. Runge erklärte ſofort neben und 
gegen Jacoby nicht candidiren zu wollen, worauf nach leb⸗ 
baften Verhandlungen Johann Jacoby als alleiniger Candidat 
des dritten Wahlkreiſes aufgeſtellt wurde. Die Verhandlung 
beſchloß ferner, eine Petition an das Abgeordnetenhaus zu 
richten, damit es ſeinen Einfluß auf Wegfall der ge⸗ 
druckten Wahlzettel bei den Wahlen geltend mache. Am 
Freitag Abend hatten die Vertrauensmänner des V. Wahlbe⸗ 
zirks unter dem Vorſitz des Stadtverordn. Streckfuß eine 
Verſammlung. Von den vorgeſchlagenen Kandidaten haben 
Joh. Jacoby und Virchow abgelehnt, überhaupt ein 
Mandat anzunehmen, Schulze⸗Delitzſch, Löwe⸗Calbe 
und Bennigſen lehnen ab, weil ſie ſchon in anderen Bezir⸗ 
ken ſich zur Annahme des Mandats bereit erklärt haben. 


Moritz Wiggers und Stadtv. Hierſemenzel nehmen die 
Kandidatur an. Am 29 d. M. fol eine allgemeine Wähler⸗ 
verſammlung ſtattfinden. A 

Die conſervative Partei hat jetzt ihre Candidaten für die berliner 
Wahlen veröffentlicht; es ſind v. Roon, Graf Bismarck, 
v. Moltke, Vogel v. Falkenſtein, v. Steinmetz und 
Herwarth v. Bittenfelt. Wir glauben nicht, daß einer 
diefer Candidaten in Berlin Ausſicht auf eine Majorität hat; 
ſehr richtig bekämpfte Dr. Oppenheim in der Verſammlung 
der Vertrauensmänner des erſten Wahlbezirks die Candidatur 
des Generals v. Moltke mit den Worten: daß man ja alle 
militäriſchen Verdienſte des Generals anerkennen könne, aber 
ihn deshalb dem Volke zum Abgeordneten vorſchlagen, ſei ebenſo, 
wie wenn die liberale Partei ihren Candidaten, den Dr. Löwe, 
der Regierung zum Generalismus vorſchlage, weil er ein 
guter Volksvertreter ſei. 

Der Jahresbericht, welcher am Dienſtag in der Ge⸗ 

neralverſammlung des berliner Arbeiter⸗Vereins er⸗ 
ſtattet wurde, entrollte ein erfreuliches Bild über die Thätig⸗ 
keit des Vereins. In dem Verein wurden faſt wöchentlich 
von bekannten Freunden und Lehrern des Volkes Vorträge 
ehalten; feine Theilnahme an allen öffentlichen Angelegen⸗ 
beiten zeigte der Verein durch die 5 Abſendungen von Peti- 
tionen, von denen 4 an das Abgeordnetenhaus und 1 an die 
berliner Communalbehörden gerichtet waren. 

— Seit dem Augenblick, wo die Einführung der neuen 
Fahrordnung bis zum 1. April vertagt worden ift, ſcheinen 
die Widerſacher derſelben ganz ſtill geworden zu ſein. Da 
nun viele der laut gewordenen Beſchwerden Se gerechtfertigt 
erſcheinen, ſo wäre es zu wünſchen, daß die Betreffenden ihre 
Wünſche auf Aenderung rechtzeitigig und nicht erſt etwa 
Ende März an geeigneter Stelle zur Sprache bringen. 

— Die berliner Stadtbehörden haben ſich fortdauernd 
geſträubt, das Einzugsgeld, welches das Wachsthum Ber 
lin's ganz entſchieden gehemmt hat, aufzuheben, während viele 
kleinere Städte hierin mit gutem Beiſpiel vorangegangen find. 
Jetzt ſoll das Einzugegeld von Staatswegen aufgehoben 
werden. Wir freuen uns, daß ſomit endlich dieſes Hemmniß 
der Freizügigkeit fällt, aber wir hätten gewünſcht, daß dieſer 
Schritt für Berlin von den ſtädtiſchen Behörden ausgegangen 
wäre. N 

Es ſoll ein Comite zuſammengetreten fein, welches 
den Ausbau des berliner Domes in die Hand nehmen 
will. Allerdings wird es und freuen, wenn die den Luſtgarten 
verunſtaltenden Ruinen endlich verſchwinden, aber wenn die 
Geldmittel, wie es heißt, mittelſt einer Lotterie beſchafft werden 
gefellt fo meinen wir faft, daß der Anblick der Ruinen uns 
gefällt. 

= Mit dem neuen Jahre hat hier in Berlin ein altes 
Unternehmen, welches ſich auf ſeinem Gebiet gleichſam als 
Alleinherrſcher betrachtet, eine Coneurrenz erhalten, welche im 
Intereſſe des Publikums hoffentlich nicht eine vorübergehende 
fein wird. Dr. H. Baeblich hat einen Neuen Woh- 
nungs⸗Anzeiger und Adreß⸗ und Gejhäfts-Kata- 
lo fur Berlin und Charlottenburg herausgegeben, 
deſſen Erſcheinen allerdings durch viele, zeitweiſe nicht über⸗ 
windbar ſcheinende Hinderniſſe etwas verzögert ift, welcher 
aber doch noch im Anfang des Jahres erichienen iſt, fo daß 
er noch eine recht zahlreiche Verbreitung finden konnte. Wer 
Gelegenheit gehabt hat, die vielen Mangel des alten Woh⸗ 
nungs⸗Anzeigers kennen zu lernen, der wird ſich gewiß freuen, 
daß durch eine ſolche Konkurrenz endlich ein Sporn gegeben 


ift, dieſen Mängeln gründlich abzuhelfen, und ſchon aus dieſem 
Grunde das neue Unternehmen willkommen heißen. Außer 
dem aber iſt der neue Wohnungs-⸗Anzeiger feiner ganzen An⸗ 
lage nach wirklich beſſer als der alte; es find viele hoͤchſt 
zweckmäßige Neuerungen darin angebracht, und Papier und 
Druck iſt beſſer. Ein Plan von Berlin ift außerdem bei ⸗ 
gefügt. Die Verlagshandlung läßt nach Oſtern einen Nach ⸗ 
trag erſcheinen, welcher alle inzwiſchen eingetretenen Verän⸗ 
derungen enthalten ſoll. Da in demſelben wahrſcheinlich auch 
alle Fehler, welche ſich eingeſchlichen haben, berichtigt werden 
ſollen, ſo empfiehlt ſich eine Mittheilung derſelben an die 
Verlags buchhandlung. 


Vermiſchtes. 

1 Etwas, was wir nicht wiſſen, das iſt die Zahl 
der Opfer, welche der glorreiche Krieg des letzten Sommers 
gekoſtet hat. Allerdings wiſſen wir, wie viel in den Schlachten 
gefallen ſind, aber wie groß iſt die Zahl der Tapfern, welche 
nachträglich an ihren Wunden geſtorben ſind, und wie viele 
ſind in den Lazarethen dem Typhus, der Cholera und anderen 
Krankheiten zum Opfer gefallen. In Nordamerika, wo 
man „trotz der republikaniſchen Inſtitutionen“ doch alle Ver ⸗ 
waltungen mit der größten Sorgfalt führt, iſt eine Zuſam⸗ 
menſtellung der Opfer, welche der gr vierjährige Kampf, 
durch welchen die Sklaverei in dem Gebiete des Sternenban- 
ners beſeitigt worden iſt, gefordert hat, ſchon ſehr bald nach 
Beendigung des Krieges veröffentlicht worden. Nach dieſen 
Veröffentlichungen haben 280.420 brave Patrioten ihr Leben 
in dem Kampfe geopfert. Davon haben mehr als 60,000 
den Tod auf dem Schlachtfelde gefunden, über 35,000 ſind 
ſpäter an den erhaltenen Wunden geftorben, und 184,333 
find durch Krankheiten dahin gerafft worden. Solche unge 
heure Zahlen würden unſere Verluſtliſten allerdings glück⸗ 
licherweiſe nicht aufweiſen, aber der Umſtand, daß dort mehr 
als noch einmal ſo viel den Krankheiten erlegen find als den 
feindlichen Waffen, läßt bei der im allgemeinen nicht ſchlech⸗ 
ten Organiſation der Krankenpflege in Nordamerika vermu⸗ 
then, daß bei uns auch die Zahl der Opfer, welche Krank⸗ 
heiten gefordert haben, größer iſt als die Zahl derer, welche 
den Heldentod geftorben find, und es wäre gewiß wünſchens⸗ 
werth, wenn darüber eine amtliche Veröffentlichung erfolgte. 

+ „Die Kandidaten für das Norddeutſche Par⸗ 
lament“ iſt der Titel einer Schrift, welche in den letzten 
Tagen des Januar bei Franz Duncker in Berlin erſcheinen 
und biographiſche Nachweiſe über die ſämmtlichen in den ver⸗ 
ſchiedenen Wahlkreiſen aufgeſtellten — ca. 600 — Kandidaten 
bringen wird. Die Arbeit der Anſammlung und Zuſammen⸗ 
ſtellung des durchweg authentiſchen Materials hat der bei 
Langenſalza verwundete Dr. Georg Hirth, gegenwärtig Mit- 

lied des königl. ſtatiſtiſchen Seminars, übernommen. Der 
Suhalt des kleinen Buches muß von großem Jutereſſe ſein; 
ſeine Zuverläſſigkeit gewinnt durch die Fernhaltung jeder 
Parteifärbung: Demokraten, Liberale und Conſervative kan⸗ 
didiren hier friedlich neben einander. 


Theater am Montag. 

Opernhaus: Margarethe. — Schauſpielhaus: Freund 
und Feind. Spielt nicht mit dem Feuer. — Friedrich- 
Wilhelmſtadt: Aus bewegter Zeit. — Wallner: Aus 
Liebe zur Kunſt. Ich liebe ihn. Fürſt Acagulco. Ein alter 
Kommis. Eine Weinprobe. — Viktoria: La traviata. 
— Woltersdorff: Schwache Seiten. Teufelékrallen. — 
Kroll: Weihnachtéausſtellung. Die Tannenfee. 
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